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Durchführung der HundeVO - Folgewesenstests

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach der neueren Rechtsprechung der hessischen Verwaltungsgerichte bedarf der Wesenstest bei Listenhunden keiner turnusmäßigen Wiederholung und Vorlage alle 2 Jahre, jedenfalls bei Fehlen gegenteiliger tatsächlicher Anhaltspunkte (Urteil VG Gießen v. 26.07.2004 – 10 E 1882/04; Beschluss VG Gießen v. 07.05.2004 – 10 G 1881/04- ; Beschluss VG Darmstadt vom 20.02.2004 – 3 G 278/04; Urteil VG Gießen vom 06.01.2003 – 10 E 607/03 –(obiter dictum). Das Urteil des VG Gießen ist als Anlage beigefügt.
Diese Entscheidungen entziehen den anderslautenden Erlassen des Hessischen Ministers des Inneren und für Sport vom 02.03.2004, 19.03.2004 und 23.03.2004 (AZ LPP 72 – S021-a-02-27) wie auch den von vom RP Darmstadt erlassenen Standards den rechtlichen Boden.
Entgegen der vom Hessischen Innenministerium bzw. seinem Erfüllungsgehilfen, Herrn Erhardt (RP Darmstadt), vertretenen Auffassung steht dem das Normenkontrollurteil des VGH Kassel vom 27.01.2004 – 11 N 520/00 – nicht entgegen:

1. Der VGH Kassel hat die Frage, ob die vom HMdI geforderte Wiederholung des Wesenstests zulässig sei, ausdrücklich offen gelassen (S. 15 f. unten, S. 16 oben unter A. der Entscheidungsgründe) und sie materiell-rechtlich nicht entschieden. Redlicher und rechtswissenschaftlicher Arbeitsweise entsprechend ist die Entscheidung als Anlage angefügt. Die Darstellung des HMdI ist damit (bewusst) unrichtig und unredlich, wovon Sie sich selbst leicht durch Nachlesen überzeugen können.
2. Die Entscheidung über die Wirksamkeit der HundeVO vom 22.01.2003 (GVBl. I., S. 54 ff.) ist im Übrigen nicht rechtskräftig; die Nichtzulassungsbeschwerde ist beim BVerwG (- 6 Bn 3.04-) anhängig. Auch dies wird Ihnen vom HMdI und dem RP Darmstadt bewusst vorenthalten. Das rechtliche Schicksal der HundeVO ist keinesfalls in trockenen Tüchern !
Ebenso steht nicht die Entscheidung des BVerfG vom 16.03.2004 – 1 BvR 1778/01 - entgegen, deren Gegenstand allein das BundesG zur Bekämpfung gefährlicher Hunde v. 12.04.2001 i.V.m. § 11 Tierschutz-HundeVO v. 02.05.2001 sowie § 143 Abs. 1 StGB war, also keine gefahrenabwehrrechtlichen Regelungen.
Im übrigen gestatten wir uns den Hinweis, dass der HMdI bzw. das RP Darmstadt zwar Anweisungen bzgl. der Frage der Durchführung der HundeVO erteilen mögen. Keinesfalls können und dürfen Ihnen aber rechtlich bindende Weisungen erteilt werden, gegen gerichtliche Entscheidungen ein Rechtsmittel einzulegen. Die Kosten eines verlorenen Verfahrens hat allein die Kommune zu tragen, so dass in diesem Fall die verfassungsrechtlich garantierte kommunale Selbstverwaltung – Haushalt/finanzielle Eigenverwaltung - tangiert ist (Art. 28 Abs. 2 S. 3 GG). Sollte Ihnen der HMdI eine Anweisung oder Empfehlung erteilen, gegen eine zu Gunsten des Hundehalters getroffene Entscheidung ein Rechtsmittel einzulegen, sollten Sie dem nur dann nachkommen, wenn der Anweisende Ihnen gegenüber verbindlich schriftlich erklärt, die Kosten eines verlorenen Verfahrens zu tragen - getreu der Weisheit: Wer die Musik bestellt, bezahlt sie auch ! Alles andere wäre unvereinbar mit der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie, insbesondere Anweisungen zu Lasten und auf Kosten Dritter, in concreto der Kommunen.
Sie werden damit rechnen dürfen, dass Sie in dieser Angelegenheit noch vom HMdI bzw. seinem Erfüllungsgehilfen angeschrieben werden, auf deren Ausführungen Sie sich aber - wie oben aufgezeigt - keinesfalls blindlings verlassen sollten.
Mit freundlichen Grüßen

############
Anlage:

1. Urteil VG Gießen v. v. 26.07.2004 – 10 E 1882/04;

2. Urteil VGH Kassel v. 27.01.2004 – 11 N 520/00

